
ler Arbeiter
gehen.“ Dieser Hinweis hat eine große Bedeutung für 
die richtige Einschätzung der Lage in den privatkapitali­
stischen Betrieben.

Deshalb müssen unsere Parteileitungen die Genossen 
in den privatkapitalistischen Betrieben, in den Gewerk- 
Schaftsleitungen und staatlichen Verwaltungen anleiten 
und kontrollieren, daß sie die Fragen der Arbeiter in den 
privatkapitalistischen Betrieben besser und schneller be­
handeln. Dabei muß besonders der patriotischen Erzie­
hung und der Hebung des Klassenbewußtseins der Arbei­
ter in den privatkapitalistischen Betrieben größere Auf­
merksamkeit zugewandt werden. Das wichtigste Instru­
ment der Arbeiter in den privatkapitalistischen Betrieben 
zur Verwirklichung des neuen Kurses, zur Verwirklichung 
der Verordnungen unseres Ministerrates und zur Durch­
setzung der Klasseninteressen der Arbeiter sind die Be­
triebs- und Arbeitsschutzvereinbarungen.

Der neue Inhalt
der Betriebs- und Arbeitsschutzvereinbarungen

Entsprechend den Beschlüssen des Präsidiums des Bun­
desvorstandes des FDGB sind die Gewerkschaften dazu 
übergegangen, in der Zeit bis zum 30. April 1954 in allen 
privatkapitalistischen Betrieben mit mehr als 20 Beschäf­
tigten Betriebs- und Arbeitsschutzvereinbarungen mit den 
Unternehmern abzuschließen. In den wichtigsten privat­
kapitalistischen Betrieben wurden von den Zentralvoiv 
ständen der Industriegewerkschaften Musterbeispiele von 
Betriebs- und Arbeitsschutzvereinbarungen abgeschlos­
sen. Nachdem inzwischen auf dieser Grundlage Hunderte 
weiterer Vereinbarungen abgeschlossen wurden, konnte 
auch festgestellt werden, daß von den Unternehmern und 
ihren Handlangern der Widerstand in den verschieden­
sten Formen organisiert und entgegengesetzt wird.

Der Abschluß von Betriebs- und Arbeitsschutzverein­
barungen ist von großer politischer und wirtschaftlicher 
Bedeutung. Die Arbeits- und Lebensbedingungen der Ar­
beiter in den privatkapitalistischen Betrieben werden 
wesentlich verbessert. Das erleichtert die Aufklärungs­
arbeit, die Steigerung der politischen Aktivität der Arbei­
ter in den privatkapitalistischen Betrieben sowie die 
Festigung ihres Klassenbewußtseins.

Gerade weil der Abschluß der Betriebs- und Arbeits­
schutzvereinbarungen unter den verschärften Bedingun­
gen des Klassenkampfes durchgeführt wird, lernen die 
Arbeiter in den privatkapitalistischen Betrieben zwischen 
den Interessen der Unternehmer einerseits und den Inter­
essen unserer Arbeiter- und Bauernmacht sowie ihren 
persönlichen Interessen, die aufs engste miteinander ver­
bunden sind, andererseits die richtigen Unterschiede zu 
machen.

Der Inhalt der Betriebs- und Arbeitsschutzverein­
barungen in den Privatbetrieben ist ein Spiegelbild des 
Kampfes um die Verwirklichung der Verordnung vom
10. Dezember 1953. Die Musterbetriebsvereinbarung, die 
unter Anleitung des Bundesvorstandes des FDGB im 
Privatbetrieb Epperlein, Magdeburg, abgeschlossen wurde, 
bringt den neuen Inhalt der Betriebs- und Arbeitsschutz­
vereinbarungen des Jahres 1954 voll zum Ausdruck. Die 
Betriebsgewerkschaftsleitung beschränkt sich jetzt nicht 
mehr allein auf die Kontrolle der Geschäftstätigkeit und 
der allgemeinen Einhaltung der Gesetze und Verordnun­
gen unserer Regierung durch den Unternehmer. In der 
Betriebsvereinbarung sind konkrete Verpflichtungen des 
Unternehmers zur Verbesserung und Erhöhung der Pro­
duktion des Betriebes sowie zur Aufnahme einer zusätz­
lichen Produktion von Massenbedarfsgütern enthalten. Es 
heißt zum Beispiel in der Betriebsvereinbarung der Firma 
Epperlein: „Die Betriebsleitung verpflichtet sich, die Pro­
duktion des Betriebes einschließlich von Massenbedarfs­
gütern für das Jahr 1954 nach der vorher festgelegten 
Nomenklatur und dem Sortimentsplan um 30 Prozent 
gegenüber 1953 mit einem Gesamtwert von 970 000 DM 
zu steigern.“ Weiterhin wurde die Betriebsleitung ver­
pflichtet, mit dem zuständigen Handelskontor Verträge 
über die zusätzliche Herstellung von Massenbedarfsgütern 
zur besseren Versorgung der Bevölkerung abzuschließen, 
die Arbeitsorganisation und Technisierung des Betriebes 
zu verbessern und durch Verminderung der Produktions­
kosten die Abgabepreise je Wareneinheit mindestens um 
ein Prozent zu senken.

Ziel ist die bessere Technisierung des Betriebes und 
die Erleichterung körperlich schwerer Arbeiten für die 
Kollegen. Der Unternehmer wurde verpflichtet, 25 Prozent 
des Reingewinns in jedem Quartal für Investitionen und 
Generalreparaturen nach einem Plan, dessen Einhaltung 
die BGL kontrolliert, zu verwenden.

Um die rasche Verbesserung der Arbeits- und Lebens­
bedingungen der Arbeiter des Betriebes zu gewährleisten, 
so wie es das Ziel der Ministerratsverordnung vom 
10. Dezember 1953 ist, wurde die Betriebsleitung verpflich­
tet, 2,5 Prozent der Bruttolohn- und Gehaltssumme des 
Betriebes auf ein Sonderkonto der BGL zu überweisen. 
Der Direktive des Präsidiums des Bundesvorstandes des 
FDGB entsprechend, werden diese Mittel nach einem 
Haushaltsplan für kulturelle und soziale Zwecke verwen­
det. Das ist sehr wichtig, da jetzt für den Unternehmer 
die Möglichkeit der Korrumpierung einzelner Arbeiter 
und Angestellter eingeschränkt ist.

Es gibt eine Reihe von Unternehmern, die sich noch 
weigern, 2,5 Prozent der Lohn- und Gehaltssumme als 
Kultur- und Sozialfonds auf ein Sonderkonto der BGL zu 
überweisen. So mußte der private Bauunternehmer Löser, 
Dresden, durch das Anbringen entsprechender Transpa­
rente auf dem Werksgelände des Betriebes und weiteren 
Baustellen sowie von Delegationen aus Nachbarbetrieben 
zur Beachtung der berechtigten Arbeiterforderungen ge­
zwungen werden. Mit den falschen Auffassungen, daß 
man den Kultur- und Sozialfonds der privatkapitalisti-

17


